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Marginalien / Rezensionen

Rita Glavitza / Georg Leitner / Thoraas Roithner

Von kalten Energiestrategien zu heißen Rohstoffkriegen?

Die Debatte um Energie und Ressour-
cen hat in den letzten Jahren die inter-
nationale Politik in zentralen Punkten
bestimmt. Die USA unter George W.
Bush setzen auf konfrontative „hard
power", und die EU versucht mit „soft
power" zum gleichen Ziel zu kommen:
langfristige Kontrakte und Koalitionen
zur Sicherung der fossilen Energiere-
serven viele Jahre über den „peak oil"
hinaus. Während lateinamerikanische
Staats- und Regierungschefs und die
US-Administration in regelmäßigen
Abständen Unfreundlichkeiten austau-
sehen, bastelt die EU an den „battle
groups", die nach dem Willen wesent-
licher Kerneuropa-Nationen vorwie-
gend in Afrika eingesetzt werden sollen.
Steht Afrika vor einer neuen Kolonia-
lisierung? Führen „heiße Ressourcen-

kriege" zu einer neuen Politik der Zu-
sammenarbeit in Lateinamerika? Kann
Russland sein Gewicht im Kaukasus
und in Zentralasien für neue Allianzen
und Bündnisse nutzen?

Wolfgang Sachs vom Wuppertal
Institut für Klima, Umwelt und Energie
skizziert in seinem Beitrag die Kon-
fliktträchtigkeit von Ressourcenproble-
men in einemglobalen Zusammenhang.
Der Wettbewerb um Ressourcen ist so
alt wie die Menschheit, aber die ent-
sprechenden Konflikte haben sich hi-
storisch betrachtet verändert. Die
Endlichkeit von Ressourcen verschärft
nun die Konkurrenz rund um Fragen
von Besitz und Zugang und steigert den
Druck auf Menschen, indem sie „den
Schatten sozialer Konflikte vorauswirft,

lange bevor die ökologische Endlichkeit
erreicht ist".

In diesem Zusammenhang be-
schreibt Sachs vier Dimensionen von
Ressourcenkonflikten: Im Rahmen von
Subsistenzkonflikten fallen lokale (Sub-
sistenz-)Interessen jenen ferner Ener-
gie- und Luxusbedürfnisse zum Opfer,
wenn etwa indigene Bevölkerungen in
Ecuador durch Entwaldung und Was-

serverschmutzung aufgrund der Ölför-
derung ihrer Lebensgrundlage beraubt
werden. Regimekonflikte erzählen vom
„Ressourcenfluch", wenn Ressourcen-
reichtum nicht zu Wohlstand, sondern
zu Totalitarität und Verschuldung führt
und diese Kleptokratien oder „Kulturen
der Korruption" im Sinne der Lukrati-
vität den Interessen demokratischer
Staaten genügen. In Verteilungskon-
flikten wird das Ende der „euro-atlan-
tischen Spezialbeziehungen" sichtbar,
weil die Nachfrage die eigenen Kapazi-
täten längst überschritten hat und
Mächte wie China, Brasilien, Indien und
Russland zu einer Verschiebung im
geopolitischen Feld führen.

Und zuletzt verdeutlichen Verlage-
rungskonflikte die Rolle des Klima-
wandels als Armutsverstärker, wenn
das Ansteigen des Meeresspiegels,
Hochwasser, Bodenerosion etc. bereits

fragile Gegenden bedrohen. Sachs re-
sümiert, dass unser Verständnis von
territorialer Sicherheit ein veraltetes ist,
da es keinen unverwundbaren Ort auf
der Welt und keine Distanzen mehr
gibt. Es geht vielmehr um Grundfragen
der Gerechtigkeit und um die kosmo-
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politische Berufung, „nicht mehr zu
geben, sondern weniger zu nehmen".

Von der Energiesicherheit zum
Ressourcenkrieg?

Elmar Altvater von der Freien Univer-
sität Berlin erläutert politische Zusam-
menhänge der Energiesicherheit in EU,
USA und NATO. Da Produktions- und
Extraktionsländer kaum mehr zusam-
menfallen bzw. identisch sind, muss
Erdöl aus dem Nahen und Mittleren
Osten, Afrika und Lateinamerika ge-
schöpft werden. Dies wird durch das

System des Freihandels ermöglicht,
welches die Extraktionsländer in mas-
sive Abhängigkeitsverhältnisse stürzt
und das auch mit militärischen Mitteln
erzwungen und verteidigt wird. Um
sich Ressourcen zu bemächtigen, geht
es aber neben Eigentumsrechten und

Fragen der Souveränität auch um den
Schutz von Netzwerken (Pipelines,
Straßen, Kommunikationsmittel, finaii-
zielle und logistische Netzwerke), was
auch im Krieg gegen den „internatio-
nalen Terrorismus" eine vordergründi-
ge Rolle spielt. Der in den 90ern durch
die NATO propagierte erweiterte Si-

cherheitsbegriff findet auch in der EU
Anklang, aber die Elemente der euro-
päischen Strategie der Energiesicherheit
unterscheiden sich.

Der Journalist und UN-Korrespon-
dent aus Genf Andreas Zumach geht
auf die Ressourcenpolitik Chinas,
Russlands und Indiens ein. Er warnt
vor den offiziellen Zahlen der Interna-
tionalen Energiebehörde (IEA), die im
Zusammenhang mit den noch vorhan-
denen Ölvorkommen auf der Welt ge-
nannt werden. Diese sind kritisch zu
hinterfragen, da Regierungen großes
Interesse daran haben, die Menge der
eigenen Ölreserven „hoch zu lügen",
um dadurch höhere Förderungen zu
erhalten. Um die notwendige Energie-

wende herbeizuführen, plädiert Zu-
mach für einen dreiseitigen Ansatz:
Erstens müsste der Energieverbrauch
drastisch gesenkt, zweitens die Ener-
gieeffizienz gesteigert werden und
drittens eine Umstellung auf erneuer-
bare Energien erfolgen. Die Umsetzung
dieser drei Schritte ist alleine schon aus

ökologischen Gründen von großer
Bedeutung und verringert zudem die
Wahrscheinlichkeit heißer Ressour-
cenkriege. Laut Zumach sollte dabei

vor allem der Westen mit gutem Bei-
spiel vorangehen und nicht mit dem
moralischen Zeigefinger den Energie-
verbrauch anderer Länder, wie etwa
Chinas, anprangern. Letztendlich ist
die Erreichung der Energiewende vor
allem vom politischen Willen der Re-
gierungen abhängig.

Aus einer naturwissenschaftlichen
Perspektive nähern sich Helga Kromp-
Kolb von der Universität für Bodenkul-
tur in Wien und Wolfgang Kromp von
der Universität Wien dem Klimaprob-
lern, welches etwa durch globale Tem-
peraturerhöhung, Schmelzen der
Gletscher und veränderte Nieder-
schlagsformen und -mengen messbar
ist. In diesem Zusammenhang präsen-
tiert Kromp-Kolb zukünftige Klima-
und Temperaturszenarien, denen zu-
folge die Erwärmung zwischen 2° und
6° befragen wird. Sie gibt aber zu be-
denken, dass es sich hierbei nur um
Prognosen handeln könne, da Einfluss-
nahmen etwa durch menschliches
Verhalten nicht absehbar sind. Sie
verweist auf das Konfliktpotential,
welches dem Klima- und Ressourcen-
problem inhärent ist und appelliert,
„das Unbeherrschbare zu vermeiden
und das Unvermeidbare zu beherr-
sehen". Ohne Minderungsmaßnahmen
werden uns Klimaschäden künftig 5

bis 20 Prozent des globalen BNP pro
Jahr kosten, so Kromp-Kolb. Selbst die
Maßnahmen zur Stabilisierung der
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Erwärmung im Bereich von 2° würden
sich auf 1 Prozent des globalen BNP
pro Jahr belaufen, wenn rasch gehan-
delt werde.

Es ist demnach dringend notwendig,
noch schlechtere Szenarien als jenes
mit einer Erwärmung von 2° zu ver-
meiden, umfassende Emissionsreduk-
tionen herbeizuführen und nachhaltige
Lösungsansätze anzusteuern. Auch
eine Schwerpunktsetzung auf Kerne-
nergie, die heute 6 Prozent des globalen
kommerziellen Primärenergieaufkom-
mens und 16 Prozent der globalen
Stromerzeugung ausmacht, ist keine

Lösung. Dies würde zwar zu einer
Reduktion von Treibhausgasen führen,
wäre aber angesichts der „Energie-
lücke" infolge des Rückgangs von Öl
und Gas, des Zuwachses an Strombe-
darf und nicht zuletzt angesichts von
Sicherheits- und Proliferationsrisiken
problematisch.

Jürg Staudenmann vom United
Nations Development Programme und
Karin Scheurer behandeln das Kon-
fliktpotential der Ressource Wasser. So

gibt es ihrer Meinung nach genug
Wasser aufder Erde; das Problem stellt
jedoch dessen ungleiche Verteilung
dar. Zurzeit haben 1,1 Milliarden Men-
sehen weltweit keinen Zugang zu
Wasser. 20 bis 30 Prozent der Wasser-

ressourcen werden für Haushalt, Indu-
strie und Gewerbe verwendet, während
70 bis 80 Prozent auf die Landwirt-
schaft entfallen. Die Perversität liegt
laut Staudenmann und Scheurer darin,
dass die ärmeren Bevölkerungs-
schichten über qualitativ schlechteres
und auch weniger Wasser verfügen,
jedoch dafür mehr bezahlen müssen.

Die Autorinnen versuchen die weit-
verbreitete These zu relativieren, dass
die nächsten Kriege um Wasser geführt
werden. So hat es ihrer Meinung nach
mehr Kooperationen als Konflikte um
die Ressource Wasser gegeben. Sie

verweisen dabei auf die „Nile Basin
Initiative" zwischen Sudan und Ägyp-
ten, welche die Wasserverteilung im
Niltal zwischen den beiden Staaten
regelt.

Ressourcenkonflikte im Mittleren
Osten und Zentralasien

Matin Baraki von der Universität Mar-
bürg arbeitet in seinem Beitrag die
US-amerikanischen Rohstoffinteressen
im Mittleren Osten und am Kaukasus
heraus. Im Weißbuch der NATO steht

geschrieben, dass diese in Gebieten
interveniert, die sie als strategisch
wichtig erachtet. Im Zuge der NATO-
Osterweiterung, der Unterstützung
Aserbaidschans und der gemeinsamen
US-amerikanischen Militärmanöver
mit Georgien ist die Russische Födera-
tion von einer viel größeren Anzahl
amerikanischer Stützpunkte umgeben
als während des Kalten Krieges. Inso-
fern kann es zwischen den USA und
Russland sehr schnell zu einer Eskala-
tion kommen. Aus dieser Sicht lässt sich
auch die US-amerikanische militäri-
sehe Zusammenarbeit mit Israel und
der Türkei erklären. Aber auch andere
Staaten wie Indien, Pakistan und China
verfolgen Rohstoffinteressen in dieser
Region. So riefen etwa China und Russ-
land gemeinsam mit Kasachstan, Kir-
gistan und Tadschikistan die Shanghai
Cooperation Organisation ins Leben,
um so den Einfluss der USA einzu-
schränken.

Laut Baraki sollten damals die Ta-
liban in Afghanistan die Ölförderung
in dieser Region gewährleisten und
wurden deshalb, trotz ihrer Missach-
tung demokratischer Werte, von den

USA unterstützt. Da Afghanistan eine

wichtige strategische Position im öl-
reichen Mittleren Osten einnimmt, war
eine US-Intervention schon vor dem 11.

September 2001 geplant: „Hätte es den
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11. September nicht gegeben, hätte man
ihn erfinden müssen", so Baraki. Auch
den Zweiten Tschetschenienkrieg sieht
Baraki als Ausdruck der Rohstoffsiche-

rung in dieser geostrategisch bedeu-
tenden Weltregion. Als der Erste
Tschetschenienkrieg 1996 beendet war,
war die Situation für verschiedene Öl-
konzerne zu instabil, um eine Ölförde-

rung im Kaukasus sicherzustellen.
Aufgrund dessen kam es dann 1999

zum erneuten Einmarsch in Tschet-
schenien.

Über Zusammenhänge von Ölint-
eressen und dem Konflikt mit dem Iran,
der über die weltweit drittgrößten Erd-
öl- und die zweitgrößten Erdgasvor-
kommen verfügt, schreibt Udo Stein-
bach vom GIGA, Institut für Nahoststu-
dien, Hamburg. Er versteht das histo-
rische Ringen westlicher Regierungen
und Erdölunternehmen mit dem Iran als

Vorspiel eines militärischen Konflikts
mit Iran. In der Irak-Frage ist der Iran,
vor allem in der schiitischen Szene zum
wichtigsten Gegenspieler der USA ge-
worden, die ohne Iran aber aus dem
Debakel nicht herauskommen, so Stein-
bach. Die Frage der Kooperation ist
geprägt von Sanktionen und Krieg-
sandrohungen der USA, aber auch von
dem Paradigmenwechsel auf iranischer
Seite: weg vom Primat des Erdöls hin
zu dem der Kernenergie, um „raus aus
der Froschperspektive auf Augenhöhe"
zu kommen.

Steinbach zitiert die iranische Frie-
densnobelpreisträgerin Shirin Abadi,
die dazu auffordert, Ahmadinedschad
nicht ernstzunehmen. Er sei nicht de-
mokratisch gewählt worden und erfahre
seine Aufwertung durch den Westen.
Weiter fordere sie die zivile Nutzung
der Kernenergie, die völkerrechtlich
jedem Staat zustehe, sowie eine umfas-
sende technologische Kooperation und
Unterstützung demokratischer Kräfte.
Steinbach resümiert, dass Iran unter

Ahmadinedschad zwar eine Bedrohung
ist, die „Radikalisierung aber als Folge
der Unfähigkeit der Internationalen
Gemeinschaft zu sehen ist, auf die
Herausforderungen im Nahen und
Mittleren Osten zu reagieren". Er ver-
weist darauf, dass eine Proliferation in
der Region wie etwa in Ägypten oder
Jordanien unvermeidbar ist.

Energiepolitik im „geostrategischen
Hinterhof" von USA und EU

Die Journalistin und Nahostexpertin
Karin Kneissl behandelt die Energie-
und Ressourcenpolitik in Afrika, wo
der „Fluch der Rohstoffe" seit jeher
Begierden geweckt hat und nicht erst
mit der europäischen, sondern bereits
mit der arabischen Kolonialisierung
rund um Gold- und Sklavenhandel
seinen Anfang genommen hat. Heute
vollziehen externe Akteure mit ihren
Interessen an Energieträgern und Roh-
Stoffen - neben USA und EU auch
verstärkt ostasiatische Länder wie
China, Malaysia und Vietnam - die
dritte Kolonisierung Afrikas. Kneissl
appelliert, dass die Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZA), welche autoritä-
re Strukturen wie etwa in Uganda
verfestigt hat, völlig neu überdacht
werden muss und dass darüber hinaus
neue WTO-Verhandlungen fernab vom
EU-Protektionismus nötig sind, um den

Zugang afrikanischer Waren zu inter-
nationalen Märkten zu ermöglichen.
Einen Ausweg aus der Krise sieht
Kneissl in der Transformation der
Energiepolitik zu einem Energiemix
und warnt vor Biotreibstoffen, welche

zu grossen ökologischen Problemen
und die Nahrungsmittelpreise in die
Höhe treiben. Die EZA jedenfalls hat
Afrika keine Lösung beschert, so
Kneissl.

Auch Werner Ruf, Politikwissen-
schafter an der Kasseler Universität,
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beleuchtet mit dem Hintergrund der
Ressourcenfrage den „Griff der USA
nach Afrika". Er geht dabei ausführlich
auf Africom (U.S. Africa Command) -
das seit 2007 existierende Kommando
der USA für Afrika - ein und erkennt
Africom als Projekt des „Greater Middle
East". Hintergründe bilden vor allem der

Krieg um Energieressourcen und die
Bedrohung durch den Terrorismus.
Großmächte - und Ruferwähnt auch die
EU - machen Afrika zu ihrem Auf-
marschgebiet. Ruf bilanziert: „Solch
neüer Kolonialismus im Gewände der

Terrorismusbekämpfung wird Wider-
stand wecken und genau jenen ,Terro-
rismus' produzieren, den zu bekämpfen
Africom & Co: ausgezogen sind."

Peter Stania vom International In-
stitute for Peace geht in seinem Beitrag
aufdie Energie- und Ressourcenpolitik
Lateinamerikas ein. Während des Kai-
ten Krieges führten die USA in Latein-
amerika mehrere militärische Interven-
tionen durch, um ihre multinationalen
Konzerne zu schützen. Vor allem zeigte
sich dies in Mexiko und beim US-ge-
stützten Putsch in Chile am 11. Septem-
ber 1973, welcher laut Stania auch
Einfluss auf die Geschehnisse des 11.

September 2001 hatte. Die europä-
ischen Unternehmen unterschieden sich

vom moralischen Standpunkt her aber
nicht von den amerikanischen, die
Europäer verfügten nur nicht über die
notwendige Logistik in Lateinamerika,
um ihre Konzerne militärisch zu unter-
stützen. In Venezuela kam es unter
Hugo Chavez zu einer Re-Nationalisie-

rung der Ölfelder, wobei 51 Prozent in
der Hand der venezolanischen Regie-
rung blieben. Europäische Konzerne
akzeptierten diese Aufteilung, während
amerikanische Firmen sie ablehnten.

Brasilien unter Präsident Lula da
Silva setzt nun verstärkt auf Atomener-
gie, um als weltpolitischerAkteur ernst-

genommen zu werden. Lateinamerika

versucht, sich als eigenständiger Akteur
auf der Bühne der internationalen Bezie-
hungen zu präsentieren. So scheiterte
etwa die Ausweitung der NAFTA (Nor-
th American Free Trade Agreement) am
Widerstand Kubas, Chiles, Brasiliens
und Venezuelas. Mit dem Entwurf der
ALBA (Alternativa Bolivariana para los

pueblos de Nuestra América) setzten
Kuba, Venezuela, Bolivien und Nicara-

gua den USA ein eigenes Konzept für
eine Wirtschaftsgemeinschaft entgegen.
Und es scheint realistisch, dass auch
andere lateinamerikanische Staaten
dieser Gemeinschaft beitreten. Somit ist
die Voraussetzung für einen „emsthaften
antikolonialen Widerstand" vorhanden,
jedoch könnte dieser Prozess, so Stania,
auch scheitern.

Der Band bietet zum Zusammen-
hang von Militär- und Energiepolitik
der EU zwei durchaus kontroverse
Sichtweisen aus militärwissenschaft-
licher (Gunther Hauser) und friedens-
wissenschaftlicher Perspektive (Lühr
Henken) an. Die Debatte hat sich bereits
1992 aufgrund der verteidigungspoli-
tischen Richtlinien der deutschen
Bundeswehr entzündet. Der Bundes-
wehr geht es um die Aufrechterhaltung
des freien Welthandels und des unge-
hinderten Zugangs zu Märkten und
Rohstoffen in aller Welt im Rahmen
einer gerechten Weltwirtschaftsord-
nung. Das 2006 in Deutschland erschie-
nene Weißbuch befürchtet „Störungen
der Rohstoff- und Warenströme, bei-
spielsweise durch zunehmende Pirate-
rie". Vor diesem Hintergrund ist es

nicht verwunderlich, wenn der deutsche

Energiestaatssekretär Joachim Wuer-
meling im September 2006 meint: „Im
globalen Kampf um Energiequellen
muss die EU härtere Bandagen anle-
gen". Was die Frage aufwirft, ob eine
gemeinsame und nachhaltige EU-Ener-
giepolitik die „battle groups" arbeitslos
macht.
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Neue Ressourcenpolitik erfordert
eine neue Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik

Um Globalisierungsgestaltung und

Zukunftsperspektiven geht es bei
Franz-Josef Radermacher von der Uni-
versität Ulm, Mitinitiator der Global
Marshall Plan Initiative, der konstatiert,
dass wir technologisch betrachtet zwar
immer besser werden, dies aber auch
immer mehr Probleme schafft, so dass

man von einem „Boomerang-Effekt"
sprechen kann. Ein weiteres Problem
neben unserer Leistungsfähigkeit ist
das Wachstum der Bevölkerungen.
Prinzipiell gestaltet sich die globale
Ordnung zwischen souveränen Staaten,
die sich über demokratische Strukturen
hinwegsetzen und ihre Macht im Sinne
einer „hidden agenda" für Regelsetzun-
gen nützen, „um zu bekommen, was sie

wollen, ohne zu sagen, was sie wollen".
Die Erde wird dabei „gleich einer Zi-
trone ausgepresst", so Radermacher bei
der Sommerakademie, betrachtet man
nur den ökologischen Fußabdruck, wo
die USA ein Vierfaches ihrer Fläche
verbrauchen und Afrika dagegen nur
ein Viertel.

Das „Auskommen mit einem be-

grenzten Kuchen" ist also eine Frage
der „Governance". Technischer Fort-
schritt ist dabei nur eine Chance und
angesichts des Boomerang-Effekts
keine Lösung. Schließlich bleiben uns
neben dem totalen Kollaps nur zwei
Möglichkeiten: Entweder das Modell
der „Brasilianisierung der Welt", dem
Radermacher eine 50prozentige Wahr-
scheinlichkeit einräumt, wo eine kleine
reiche Elite in einem sonst armen Land
einen hohen Energiepreis zahlt. Oder
das „ökosoziale Balancemodell", das in
etwa dem Global Marshall Plan ent-
spricht und das durch „Querfinanzie-
rung" ein Aufholen der Armen ohne

Brasilianisierung ermöglicht, was aber

bedeutet, dass wir für ein gewisses Set

von Standards (keine Kinderarbeit,
nachhaltige Müllentsorgung, etc.) be-
zahlen müssen.

Die Begründerin der Grünen und
Aktivistin der Friedens- und Umwelt-
bewegung, Freda Meissner-Blau, stellt
fest, dass der Mensch „immer mehr

gegen als für die Natur gearbeitet hat"
und deshalb eine lebhafte und vor allem
widerständige Zivilgesellschaft vonnö-
ten ist. Obwohl die Zivilgesellschaft
nicht gewählt wird, ist sie doch dort
legitimiert, wo der Staat nicht mehr in
der Lage ist, seine Rolle auszuüben.
Meissner-Blau kritisiert die heutzutage
vorherrschende „ökologische Blindheit
der Mächtigen" und blickt zurück auf
den erfolgreichen Widerstand in Öster-
reich gegen die Errichtung des Atom-
kraftwerkes in Zwentendorf und gegen
das geplante Kraftwerk in den Do-
nauauen, welches katastrophale Aus-
Wirkungen auf die Umwelt gehabt hät-
te.

Wie auf regionaler Ebene alternative
Energieprojekte wachsen, so entstehen
auch an den „Graswurzeln" neue Initia-
tiven und zivilgesellschäftliche Netz-
werke, die wesentliche Impulse für ei-
nen technischen, ökonomischen ünd
gesellschaftlichen Wandel leisten. Den
Pfad von einer gewaltförmigen zu einer
friedensfähigen Energie- und Gesell-
schaftspolitik mehrheitsfähig zu ma-
chen, ist im Interesse aller.

Österreichisches Studienzentrum
für Frieden und Konfliktlösung
(Hrsg.), Projektleitung: Roithner
Thomas: Von kalten Energiestrate-
gien zu heißen Rohstoffkriegen?
Schachspiel der Weltmächte zwischen
Präventivkrieg und zukunftsfähiger
Rohstoffpolitik im Zeitalter des globa-
len Treibhauses. LIT-Verlag, Münster

- Hamburg - London - Wien, 2008 (S.
312, 9.80)
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Katja Fritsche / Sabine Nuss / Ann-Katrin Lebuhn

Natur als Beute?

Internationale Treffen zum Schutz der Biodiversität

„Wenn ihr in den Industrieländern
gerne Gen-Mais essen wollt, weil ihr
denkt, das sei eine gute Sache, dann tut
das doch, aber lasst uns damit in Ruhe",
schließt Ousmane Samaké, Mitarbeiter
bei der Nichtregierungsorganisation
IRPAD (Institut de Recherche et de

Promotion des Alternatives en Déve-
loppement), sein Referat auf dem inter-
nationalen Workshop der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, das anlässlich der Ver-
tragskonferenz in Bonn zum Schutz der
Biodiversität am 17. und 18. Mai in
Berlin stattgefunden hat. Gemeinsam
mit seinen Kollegen Mohamed Couli-
baly und Aliou Maïga, mit Alvaro
Saigado Ramirez von CENAMI in
Mexiko und Maria Isabel Manzur von
derFundaciön Sociedades Sustentables
in Chile und Ute Sprenger vom gen-
ethischen Netzwerk, kam Ousmane
direkt aus Bonn, wo eine Woche lang
der alternative Kongress „Planet Diver-
sity" mit einer lauten, bunten Demon-
stration und vielen Workshops die so-
genannte „MOP 4" kritisch begleitete.

Was aber ist „MOP 4"? Hinter dem

für die Sprache internationaler Ver-
handlungen typischen Akronym ver-
birgt sich nichts anderes als ein zwi-
schenstaatliches Ringen um das Carta-
gena-Protokoll über biologische Sicher-
heit. Das Protokoll ist Teil der Konven-
tion zur Biodiversität (CBD) und soll
den Umgang mit gentechnisch verän-
derten Organismen (GVO) im interna-
tionalen Handel regeln, vor allem die
Frage, wer für die Schäden haftet, die
entstehen, wenn GVOs unkontrolliert
über Grenzen gelangen und dort ande-

re Pflanzensorten kontaminieren
Die fünf internationalen Gäste be-

richteten in Berlin von der MOP 4

ebenso wie von dem alternativen Kon-
gress Planet Diversity, auf dem sich
Menschen aus aller Welt gegen gen-
technisch modifiziertes Saatgut aus-
sprachen und für eine alternative
Landwirtschaft eintraten.

Dass die Verhandlungen zur Scha-

denshaftung schwierig und langwierig
sind, zeigte der Bericht von Maria
Isabel Manzur aus Chile, die erklärte,
dass die Wissenschaft und Vertrete-
rinnen und Vertreter der Industrie sich
nicht einmal darauf einigen konnten,
was genau ein Schaden sei und ob man
überhaupt von „Schaden" sprechen
könne, wenn gentechnisch modifiziertes
Saatgut anderes Saatgut ungewollt
manipuliere.

Die Verbreitung gentechnisch mo-
difizierter Pflanzensorten ist nicht nur
ein Thema der sogenannten Entwick-
lungsländer, sondern trifft auch die
Industriestaaten (und geht vor allem
von ihnen aus). So eröffnete Kirsten
Tackmann, Mitglied des Bundestags
für die Fraktion Die Linke, den inter-
nationalen Workshop mit einer Rede,
in der sie darauf verwies, dass aktuell
aufüber 114 Millionen Hektar weltweit
gentechnisch veränderte Pflanzen an-
gebaut werden, wobei herbizid- und
insektenresistente Pflanzen dominie-
ren. Sieben von zehn transgenen Pflan-
zen schützen sich gegen Pflanzen-
Schutzmittel. Ihr Anbau ermöglicht den
Einsatz von Totalherbiziden, das heißt:
alle Pflanzen werden vernichtet- außer
den gentechnisch veränderten.

Saatgut-Konzerne wie Monsanto
verdienen so an den patentierten trans-

genen Pflanzen. Das Saatgut ist teurer
und darf nicht nachgebaut werden, „ein
uraltes historisches Recht der Bauern-
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schaft!", so Tackmann. Außerdem fal-
len Lizenzgebühren an - spätestens
nach Markteinführung. Die Pflanzen-
Schutzmittel müssen verwendet werden,
soll das System funktionieren. Mit
diesem Koppelgeschäft werde also
Geld verdient, nicht mit salz- und dürre-
resistenten Pflanzen für arme Klein-
bauern und -bäuerinnen. Es gehe hier
weniger um die Lösung von Mensch-
heitsproblemen, sondern vielmehr um
Kapitalrendite.

Die Verlierer dabei werden gern
verschwiegen. So führe eine zuneh-
mende Industrialisierung der Landwirt-
schaft zu weniger Arbeitsplätzen, zu
weniger Vielfalt der Ackerkulturen und
eintönigen Landschaftsbildern. Und
wer im Agro-Geschäft nicht mehr
mithalten kann, wird von seinem Land
vertrieben. Landwirtschaftliche Be-
triebe in der sogenannten Ersten Welt,
aber auch Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern im Süden werden in eine fatale
Abhängigkeit getrieben, „sie werden zu
feudalen Tributzahlern."

Mit der Abhängigkeit von einzelnen
Konzernen geht auch eine Abhängigkeit
vom Weltmarkt einher. Der traditionelle
Anbau von Nahrungsmitteln wird ver-
drängt, stattdessen werden mit gentech-
nisch modifiziertem Saatgut Produkte
für den Export angebaut. Ein typisches
Beispiel für diese Abhängigkeit, die
Ousmane Samaké als eine neue Form
der Sklaverei beschreibt, ist Mali: Nach
traditionellen Anbaumethoden wurden
von Kleinbäuerinnen und -Bauern
Nahrungsmittel angebaut, bis sie in ein
Strukturanpassungsprogramm des
IWFs gerieten und von nun an auf
Baumwolle setzten, um sie für den
Weltmarkt exportieren zu können.
Durch die niedrigen Rohstoffpreise
können die angebauten Güter nicht
mehr zu Preisen abgesetzt werden, die
den Produktionspreis decken. Die Pro-
duzenten und Produzentinnen müssen

sich nun verschulden, um die impor-
tierten Nahrungsmittel, die sie vorher
selbst angebaut hatten, zu kaufen. Nur
so können sie jetzt ihren eigenen Bedarf
decken und das Saatgut für die nächste
Ernte kaufen. Durch den Länderver-
gleich wurde deutlich, dass nicht nur
die natürliche Lebensgrundlage eines
Großteils der Bevölkerung auf dem
Spiel steht/sondern auch seit Jahrhun-
derten bestehende soziale und kulturelle
Strukturen der betroffenen Gemein-
den.

Wie paradox und widersprüchlich
die weltweiten Auswirkungen der öko-
logischen Modernisierung der
Industrieländer und des enorm gestie-
genen Energiebedarfs der Schwellen-
länder sind, zeigen die Schilderungen
von Alvaro Saigado Ramirez. Auch der
Anbau von Agrotreibstoffen steht für
die Umorientierung auf Exportgüter
aufKosten der Anbaufläche von Grund-
nahrungsmitteln. Wegen der niedrigen
Preise, die sie für ihre Erträge erhalten,
wandern allein in Mexiko jedes Jahr
400.000 Bauern und Bäuerinnen aus.
Durch den flächendeckenden Anbau
von Agrotreibstoffen erhalten sie die

Möglichkeit zu bleiben. Denn durch die

Verringerung der Anbaufläche für
Grundnahrungsmittel übersteigt der
Lebensmittelpreis erstmals seinen
Produktionspreis. Ramirez äußerte die
Hoffnung, dass die gestiegenen Preise
für Nahrungsmittel ihren Anbau wieder
attraktiv machen könnten. Nicht zur
Sprache kommen in diesem Zusam-
menhang die Auswirkungen auf die
ärmeren Bevölkerungsschichten, die
bereits vor der eklatanten Preissteige-

rung Schwierigkeiten hatten, sich mit
ausreichend Nahrungsmitteln zu ver-
sorgen.

Am zweiten Tag des Workshops
drehte sich die Diskussion verstärkt um
die zu diesem Zeitpunkt grade bevor-
stehende „COP 9", die internationalen

188 WIDERSPRUCH-54/08



Verhandlungen der Konvention zur
Biodiversität (CBD) mit 5000 Delegier-
ten aus rund 190 Vertragsstaaten. Der
Referent Gregor Kaiser, der zum Thema
genetische Ressourcen und Eigentum
promoviert und politisch aktiv in der
BUKO - Kampagne gegen Biopiraterie
ist, erläuterte, dass es hierbei besonders

um das „ABS-Regime" (Access and
Benefit Sharing) ginge. Dahinter ste-
cken Fragen wie: Wer hat unter welchen

Bedingungen Zugang zu den biolo-
gischen Ressourcen? Darf jeder und
jede sich genetisches Material und das

traditionelle Wissen um die Nutzung
von Pflanzen aus anderen Ländern be-

sorgen und patentieren? Wer wird wie
beteiligt an den Gewinnen aus der
Kommerzialisierung der Natur?

Dabei würden die Rechte indigener
Bevölkerung meistens nicht beachtet
und schlügen sich auch selten in kon-
kreten Verhandlungsergebnissen nie-
der. Kaiser betonte weiter, dass Biopi-
raterie, die nicht autorisierte, private
Aneignung von Wissen, welches als

Kulturerbe der Menschheit letztlich
niemandem gehört, seit vielen Jahrhun-
derten Praxis sei. Genetische Ressour-

cen würden angeeignet und Dritte von
deren Nutzung ausgeschlossen; heute

geschehe dies zuvorderst durch geistige
Eigentumsrechte. Seit 1992 die Kon-
vention CBD in Kraft getreten ist,
werde Biopiraterie legalisiert, wenn
formal gewissen Kriterien entsprochen
werde. „Das kapitalistische Naturver-
hältnis, das Zur-Ware-Machen von
allem und jedem, wird immer mehr zur
Norm. Der Kolonialismus zu Anfang
des 20. Jahrhunderts wird zur inneren
Landnahme", so Kaiser.

Die sogenannte Terminatortechno-
logie bildet in diesem Kontext die
konsequente Weiterführung der Patent-
rechte: Das künstlich sterilisierte
Saatgut, welches nach einmaliger Aus-
saat nicht erneut ausgesät werden kann,

gilt den entsprechenden Konzernen als
Garantie für die künftige Zahlung von
Nutzungsgebühren. Noch besteht zwar
ein Moratorium auf diese Terminator-
technologie, wie lange dies jedoch an-
halten wird, ist offen. Einig waren sich
die Referenten und Referentinnen des

Workshops darin, dass der zuneh-
menden In-Wert-Setzung von traditio-
nellem Wissen entgegengetreten werden

muss. Alvaro Saigado Ramirez zitierte
beispielhaft eine indigene Gemein-
schaft, die im Waldgebiet von Nord-
Mexiko lebt und deren Öffentlichkeits-
Sprecher erklärte: „Ihr könnt alle
kommen und das traditionelle Wissen
über unsere Pflanzen lernen, umsonst.
Aber wir machen aus dem Wissen
keine Ware, denn es soll allen gehö-
ren."

Auf die Frage aus dem Publikum,
wie Forschung und Entwicklung ohne

Patentierung denn voranschreiten kön-
ne, antwortete Mohamed Coulibaly:
„Die Unternehmen, die das Patentrecht
auf den Gen-Mais anmelden, argumen-
tieren, sie hätten eine neue Pflanze er-
funden, aber - die Pflanze gab es doch
schon vorher, wie können sie da sagen,
sie hätten sie neu erfunden?" Patente,
so ergänzte Ousmane Samaké, würden
auf Erfindungen erteilt, aber die Natur
sei nicht von Menschen erfunden wor-
den. Auch Ramirez sagte in diesem
Zusammenhang, dass Kenntnisse über
die Eigenschaften der Wirkstoffe un-
veräußerlich seien, da sie aus der For-
schungsarbeit vieler Generationen re-
sultierten, die für ihren Einsatz oft mit
ihrem Leben oder zumindest ihrer
Gesundheit bezahlt hätten.

Bei aller Kritik an der CBD als
bloßes Regelwerk zur Verwaltung der

Patentierungen und der Biopiraterie ist
sie da, wo eine nationale Gesetzgebung
zum Schutz der Biodiversität fehlt oder
der Umgang mit gentechnisch verän-
derten Organismen aufnationaler Ebene
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